Merkblatt - Gleitzonen-Jobs (monatliches Bruttogehalt 400,01 € – 800,00 €)

Die so genannte Gleitzone soll verhindern, dass Arbeitnehmer beim Überschreiten der 400-Euro-Grenze sofort mit dem vollen Beitragsanteil von etwa 21 % belastet werden - das Nettoeinkommen wäre dann bei 500 Euro nicht höher als bei 400 Euro. 

Deshalb werden die Beiträge zur Sozialversicherung, Rentenversicherung, Krankenversicherung, Pflegeversicherung und Arbeitslosenversicherung mit einer Formel progressiv ermittelt. Dadurch zahlt der Arbeitnehmer weniger als seinen üblichen Anteil und erhält deshalb ein höheres Nettoentgelt.

Für den Arbeitgeber gilt diese Einschränkung nicht, er hat ab 400,01 Euro seinen Anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag in gewohnter Höhe zu tragen (etwa 21 %, also sogar etwas weniger als seine pauschale Abgabe von 30 % bei 400-Euro-Jobs). 

"Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis vor, wenn das daraus erzielte Arbeitsentgelt zwischen 400,01 Euro und 800,00 Euro im Monat liegt und die Grenze von 800,00 Euro im Monat regelmäßig nicht überschreitet; bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt maßgebend."

Verzicht auf die Reduzierung des Arbeitnehmerbeitrags in der Rentenversicherung

In der Rentenversicherung richtet sich die Höhe der Rentenansprüche nach dem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt. Aufgrund der Reduzierung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts und daraus folgend des Arbeitnehmerbeitragsanteils bei Beschäftigungen in der Gleitzone, werden der späteren Rentenberechnung für diese Zeit auch nur die reduzierten Arbeitsentgelte zugrunde gelegt. Das heißt, aufgrund des reduzierten Arbeitnehmerbeitrags erwirbt der Beschäftigte reduzierte Renten-anwartschaften.

Versicherungspflichtige Arbeitnehmer, die Beschäftigungen in der Gleitzone ausüben, haben deshalb in der Rentenversicherung die Möglichkeit, auf die Reduzierung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts zu verzichten und den vollen Arbeitnehmerbeitrag zu zahlen (§ 163 Abs. 10 Satz 6 SGB VI). Hierzu muss der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber schriftlich erklären, dass der Beitragsberechnung als beitragspflichtige Einnahme das tatsächliche Arbeitsentgelt zugrunde gelegt werden soll. Die Erklärung kann jedoch nur für die Zukunft und bei mehreren Beschäftigungen nur einheitlich abgegeben werden. Die Erklärung bleibt für die Dauer der Beschäftigung bindend (§ 163 Abs. 10 Satz 7 SGB VI) und ist zu den Lohnunterlagen zu nehmen.

Fragebogen zur versicherungsrechtlichen/ lohnsteuerrechtlichen

Beurteilung bei Gehalt innerhalb der Gleitzone
	Arbeitgeber
     

	Name, Vorname

     
	Geburtsdatum

     
	Rentenversicherungsnummer

     

	Straße, Wohnort

     

	Weitere versicherungspflichtige Beschäftigungen?
 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein

	Weiterer Mini-Job?




 FORMCHECKBOX 
 ja
 FORMCHECKBOX 
 nein

	Wenn ja, bei

	Firma
	     
	
	in
	     
	
	seit
	     
	
	Std./Wo
	     
	€/ Monat
	     
	

	Firma
	     
	
	in
	     
	
	seit
	     
	
	Std./Wo
	     
	€/ Monat
	     
	

	Firma
	     
	
	in
	     
	
	seit
	     
	
	Std./Wo
	     
	€/ Monat
	     
	


Bei Entgelten zwischen EUR 400,01 und EUR 800,00 beachten: 

Ich bin vom Arbeitgeber durch Merkblatt informiert worden, dass ich die Möglichkeit habe, in der Gleitzone auf ermäßigte Arbeitnehmerbeiträge zur Rentenversicherung zu verzichten. 
Ich verzichte auf ermäßigte Arbeitnehmerbeiträge zur Rentenversicherung  FORMCHECKBOX 
  ja
 FORMCHECKBOX 
 nein
Bitte beachten Sie, dass eine Gehaltsabrechnung erst bei Vorliegen all dieser Unterlagen/Angaben vorgenommen werden kann. 

Wir bitten um rechtzeitige Mitteilung von Veränderungen hinsichtlich Art und Höhe der Vergütung. Diese muss 5 Arbeitstage vor dem Abrechnungszeitraum vorliegen, für den erstmals die Veränderung wirksam werden soll. 

Ich versichere, diese Angaben wahrheitsgemäß gemacht zu haben. Jede Änderung werde ich unverzüglich mitteilen. 

Bei unwahren Angaben oder Verletzungen meiner Anzeigepflicht erkläre ich mich bereit, die vom 

Sozialversicherungsträger/Finanzamt nachgeforderten Beträge zu erstatten. 

____________________
 
_______________________

Ort, Datum



Unterschrift Mitarbeiter
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